
 

  Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    

 

11 DIE MANDANTEN I INFORMATION  

Themen dieser Ausgabe 
   

 Berichtigung fehlerhafter Rechnungen 

 Gehaltsverzicht des Gesellschafter-Geschäftsführers

 Abzug einer Umsatzsteuervorauszahlung 

  Wiederholter Wechsel der Gewinnermittlungsart 

 Meisterbonus und Werbungskosten 

 Ortsübliche Marktmiete einer Wohnung 

 

  

Ausgabe November 2016 
 

  

Sehr geehrte Mandantin,  
sehr geehrter Mandant, 

auch mit unserer November-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und  
Wirtschaftsrecht informieren. 

 

 STEUERRECHT 
 

Unternehmer 

Berichtigung fehlerhafter Rechnungen 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hält eine rückwir-
kende Berichtigung fehlerhafter Rechnungen für möglich. 
Damit können fehlerhafte Eingangsrechnungen noch wäh-
rend einer Außenprüfung berichtigt werden, ohne dass es 
zu einer Zinsbelastung kommt. 

Hintergrund: Der Vorsteuerabzug setzt eine ordnungsge-
mäße Rechnung voraus. Ist die Rechnung fehlerhaft oder 
unvollständig, kann sie berichtigt werden. Nach Auffassung 

der Finanzverwaltung wirkt die Berichtigung aber nicht 
zurück. Es droht deshalb eine Verzinsung der Umsatzsteu-
ernachzahlung für das Jahr, in dem der Vorsteuerabzug 
zunächst geltend gemacht worden war. 

Sachverhalt: Der Kläger war Unternehmer und machte 
u. a. im Jahr 2011 die Vorsteuer aus Eingangsrechnungen 
geltend, in denen die Umsatzsteuer-ID des leistenden Un-
ternehmers fehlte. Im Jahr 2013 führte das Finanzamt eine 
Außenprüfung durch und beanstandete die Rechnungen. 
Der Kläger ließ daraufhin noch während der Außenprüfung 
im Jahr 2013 einen Teil der Eingangsrechnungen berichti-
gen und legte diese dem Außenprüfer vor; den verbleiben-
den Teil der beanstandeten Rechnungen ließ der Kläger 
erst im Jahr 2014 im anschließenden Einspruchsverfahren 
gegen den Umsatzsteueränderungsbescheid berichtigen. 
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Das Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug für 2011. Das 
Finanzgericht rief den EuGH an. 

Entscheidung: Der EuGH hält eine rückwirkende Berichti-
gung der Rechnung und damit einen rückwirkenden Vor-
steuerabzug für zulässig: 

 Entscheidend für den Vorsteuerabzug ist u. a., dass der 
Unternehmer eine ordnungsgemäße Rechnung vorlegen 
kann. Eine berichtigte Rechnung ist eine ordnungsgemä-
ße Rechnung. 

 Der Vorsteuerabzug soll den Unternehmer entlasten und 
zu einer steuerlichen Neutralität der Umsatzsteuer für Un-
ternehmer führen. Versagt man eine rückwirkende Berich-
tigung, könnte der Vorsteuerabzug erst im Jahr der Be-
richtigung geltend gemacht werden. Es käme dann zu ei-
ner Zinsbelastung für das Jahr, in dem die Vorsteuer auf-
grund der fehlerhaften Rechnung erstmalig geltend ge-
macht worden ist. Das Umsatzsteuersystem wäre dann 
nicht mehr steuerlich neutral. 

 Sofern die Finanzverwaltung die verspätete Vorlage einer 
ordnungsgemäßen Rechnung sanktionieren will, darf sie 
dies nicht durch eine pauschale Verschiebung des Vor-
steuerabzugs tun. Eine Sanktion wäre allenfalls in Gestalt 
einer Geldbuße oder einer ähnlichen finanziellen Sanktion 
denkbar, bei der die Schwere des Verstoßes im Einzelfall 
berücksichtigt werden kann. 

Hinweise: Somit kann künftig eine Berichtigung fehlerhafter 
Rechnungen noch während der Außenprüfung vorgenom-
men werden, nachdem der Prüfer die Ordnungsmäßigkeit 
einzelner Rechnungen beanstandet hat. 

Offen bleibt allerdings, bis zu welchem Zeitpunkt die Be-
richtigung erfolgen muss. Im Streitfall hat sich das Finanz-
amt aber auch zur Anerkennung der erst im Einspruchsver-
fahren vorgelegten berichtigten Rechnungen bereit erklärt. 
Deshalb brauchte der EuGH nicht zu entscheiden, ob die 
Berichtigung vor dem Erlass des Änderungsbescheids, der 
aufgrund der Außenprüfung ergeht, erfolgen muss. 

Dennoch gilt: Fallen Fehler in den Eingangsrechnungen 
auf, sollte die Berichtigung durch den Rechnungsaussteller 
so schnell wie möglich veranlasst werden. Wartet man zu 
lange, kann eine Berichtigung, z. B. wegen Insolvenz des 
leistenden Unternehmers, unmöglich werden. 

In einer weiteren Entscheidung machte der EuGH deutlich, 
dass der Vorsteuerabzug nicht allein aufgrund formaler 
Mängel der Rechnung versagt werden kann, z. B. weil hier 
die Leistung nicht genau genug beschrieben worden ist. 
Dies gilt zumindest in Fällen, in denen die Finanzverwal-
tung anhand weiterer Unterlagen selbst prüfen kann, ob 
das Recht zum Vorsteuerabzug besteht. Um Streitigkeiten 
von vornherein zu vermeiden, sollten Rechnungen dennoch 
sämtliche formale Anforderungen erfüllen. 

Gehaltsverzicht eines GmbH-
Gesellschafter-Geschäftsführers 
Der Gehaltsverzicht durch einen Gesellschafter-
Geschäftsführer einer GmbH führt nicht zum Zufluss von 
Arbeitslohn, wenn der Verzicht vor der Entstehung des 
Gehaltsanspruchs erklärt wird. Wird der Gehaltsverzicht 

jedoch nach der Entstehung des Gehaltsanspruchs erklärt, 
kann dies zum fiktiven Zufluss des Gehaltsanspruchs und 
zu einer verdeckten Einlage in die GmbH führen. 

Hintergrund: Wendet ein GmbH-Gesellschafter seiner 
GmbH einen Vermögensvorteil zu, ohne dass er hierfür 
neue GmbH-Anteile erhält, stellt dies eine verdeckte Einla-
ge dar, wenn die Zuwendung durch das Gesellschaftsver-
hältnis veranlasst war. Die verdeckte Einlage erhöht wie 
eine „echte“ Einlage den Beteiligungswert an der GmbH. 

Streitfall: Der Kläger war mit 35 % an einer GmbH beteiligt 
und war deren Geschäftsführer. Im Jahr 1999 verzichtete 
er auf mehr als 45.000 DM Gehalt, weil sich die GmbH in 
finanziellen Schwierigkeiten befand. Das Finanzamt be-
steuerte die 45.000 DM als Arbeitslohn. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verwies die 
Sache zur weiteren Entscheidung an das Finanzgericht 
(FG) zurück, damit dieses aufklärt, wann der Verzicht er-
klärt wurde: 

 Arbeitslohn fließt dem Arbeitnehmer grundsätzlich nur 
dann zu, wenn er dem Arbeitnehmer bar ausgezahlt oder 
auf ein Konto des Arbeitnehmers überwiesen wird. Auch 
eine Gutschrift in den Büchern des Arbeitgebers kann zu 
einem Zufluss führen, wenn der Arbeitgeber damit deut-
lich macht, dass der Arbeitslohn dem Arbeitnehmer nun-
mehr zur Verfügung steht, und der Arbeitgeber zur Aus-
zahlung des Arbeitslohns in der Lage ist. 

 Ausnahmsweise kann ein Zufluss des Arbeitslohns auch 
fingiert werden. Eine solche Zuflussfiktion erfolgt bei be-
herrschenden Gesellschaftern einer GmbH, wenn ihr Ge-
haltsanspruch fällig ist, die GmbH das Gehalt bereits als 
Betriebsausgabe erfasst hat und die GmbH zahlungsfähig 
ist. Der Kläger war mit einer Beteiligung von 35 % aber 
kein beherrschender Gesellschafter. 

 Schließlich kann auch ein Verzicht eines GmbH-
Gesellschafters auf sein Gehalt zu einem Zufluss führen, 
soweit der Verzicht zu einer verdeckten Einlage führt. 
Dies setzt aber voraus, dass der Gehaltsanspruch bereits 
entstanden ist, die GmbH also bereits eine Gehaltsver-
bindlichkeit passiviert hat. Dann führt nämlich der Ge-
haltsverzicht zu einem Wegfall der Verbindlichkeit und 
stellt damit eine verdeckte Einlage dar, wenn die Gründe 
für den Verzicht im Gesellschaftsverhältnis liegen und 
soweit der Gehaltsanspruch werthaltig war. Insoweit ist 
dann auch das Gehalt zugeflossen. 

Hinweise: Erklärt der Gesellschafter-Geschäftsführer den 
Gehaltsverzicht vor der Entstehung des Gehaltsanspruchs 
und damit vor der Passivierung der Gehaltsverbindlichkeit, 
liegt weder eine verdeckte Einlage noch ein Zufluss von 
Arbeitslohn vor. Eine Stundung von Arbeitslohn führt eben-
falls nicht zu einem Zufluss. 

Im Streitfall muss das FG nun den Zeitpunkt des Gehalts-
verzichtes sowie die Gründe für den Gehaltsverzicht und 
die Werthaltigkeit des Gehaltsanspruchs aufklären. 

Abzug einer Umsatzsteuervorauszahlung 
Eine am 8. 1. 2015 gezahlte Umsatzsteuervorauszahlung 
für Dezember 2014 ist bei der Gewinnermittlung durch 
Einnahmen-Überschussrechnung im Jahr 2014 absetzbar, 
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weil es sich um eine regelmäßig wiederkehrende Ausgabe 
handelt, die innerhalb der ersten zehn Tage des Folgejah-
res 2015 gezahlt worden ist und die auch am Samstag, 
dem 10. 1. 2015, fällig war. Die Fälligkeit verschiebt sich 
nicht etwa auf Montag, den 12. 1. 2015. 

Hintergrund: Grundsätzlich gilt bei der Einnahmen-
Überschussrechnung das Zufluss- und Abflussprinzip. Die 
Umsatzsteuer wird also im Zeitpunkt ihrer Zahlung als 
Betriebsausgabe berücksichtigt. Nach dem Gesetz werden 
aber sog. regelmäßig wiederkehrende Ausgaben, die in-
nerhalb der ersten zehn Tage des neuen Jahres geleistet 
werden und wirtschaftlich das Vorjahr betreffen, im Vorjahr 
steuerlich abgezogen. Dieser Grundsatz gilt auch für Um-
satzsteuervorauszahlungen. 

Sachverhalt: Die Klägerin war Unternehmerin und ermittel-
te ihren Gewinn durch Einnahmen-Überschussrechnung. 
Sie bezahlte ihre Umsatzsteuervorauszahlung für Dezem-
ber 2014 am 8. 1. 2015 und machte diese Zahlung im Jahr 
2014 als Betriebsausgabe geltend. Das Finanzamt erkann-
te die Zahlung lediglich als Betriebsausgabe des Jahres 
2015 an, weil die Umsatzsteuervorauszahlung erst am 
Montag, dem 12. 1. 2015, fällig gewesen sei; denn der 
eigentliche Fälligkeitstag, der 10. 1. 2015, sei ein Samstag 
gewesen. 

Entscheidung: Das Thüringer Finanzgericht (FG) gab der 
hiergegen gerichteten Klage statt: 

 Der Abzug einer im Jahr 2015 geleisteten Zahlung als 
Betriebsausgabe des Jahres 2014 hängt davon ab, dass 
die Zahlung innerhalb der ersten zehn Tage des Jahres 
2015 geleistet worden und fällig gewesen ist. 

 Die Zahlung ist am 8. 1. 2015 und damit innerhalb des 
Zehn-Tages-Zeitraums (1. 1. 2015 bis 10. 1. 2015) erfolgt. 

 Die Umsatzsteuer für Dezember 2014 war auch am 
10. 1. 2015 und damit innerhalb des Zehntageszeitraums, 
einem Samstag, fällig. Die Fälligkeit verschob sich nicht 
etwa auf den 12. 1. 2015. 

 Zwar verschiebt sich das Ende einer Frist, die auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag fällt, nach dem Gesetz 
auf den nächsten Werktag. Dies gilt aber nicht bei der 
Prüfung des Fälligkeitstermins im Rahmen regelmäßig 
wiederkehrender Ausgaben. Ansonsten würde deren Ab-
zug im Vorjahr grundsätzlich scheitern, wenn der 10. 1. 
des Folgejahres ein Samstag oder Sonntag ist; denn dann 
würde sich die Fälligkeit auf den 11. 1. oder 12. 1. und 
damit auf einen Tag außerhalb des Zehn-Tages-
Zeitraums verschieben. 

Hinweise: Dem FG zufolge ist der Fälligkeitstag für die 
Umsatzsteuervorauszahlung Dezember stets der 10. 1. des 
Folgejahres, auch wenn es sich hierbei um einen Samstag 
oder Sonntag handelt. Für den Abzug der Umsatzsteuervo-
rauszahlung im Vorjahr ist also lediglich erforderlich, dass 
die Zahlung bis zum 10. 1. erfolgt. 

Die Entscheidung ist auch für den Betriebsausgabenabzug 
2015 für eine 2016 geleistete Zahlung relevant. Denn im 
Jahr 2016 fiel der 10. 1. auf einen Sonntag. 

Gegen das Urteil ist Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt 
worden. Bis zu einer Entscheidung des BFH sollten ab-
schlägige Bescheide offengehalten werden. 

Wiederholter Wechsel der 
Gewinnermittlungsart 

Für dasselbe Wirtschaftsjahr darf die Gewinnermittlungsart 
grundsätzlich nicht wiederholt gewechselt werden, selbst 
wenn der Steuerbescheid noch nicht bestandskräftig ist 
oder wenn sich der Unternehmer über die steuerlichen 
Folgen seines Wechsels geirrt hat. 

Hintergrund: Unternehmer, die handelsrechtlich nicht zur 
Bilanzierung verpflichtet sind, haben ein Wahlrecht, ob sie 
ihren Gewinn durch Bilanzierung oder durch Gewinnermitt-
lung ermitteln. Dies betrifft insbesondere Freiberufler, klei-
nere Gewerbetreibende und Landwirte, die nicht im Han-
delsregister eingetragen sind. 

Sachverhalt: Ein Landwirt hatte bis einschließlich 2006 
seinen Gewinn durch Bilanzierung ermittelt. Für das Jahr 
2007 wechselte er zur Einnahmen-Überschussrechnung 
und machte eine Teilwertabschreibung geltend. Das Fi-
nanzamt erkannte die Teilwertabschreibung nicht an, weil 
bei der Einnahmen-Überschussrechnung eine Teilwertab-
schreibung unzulässig ist. Daraufhin wechselte der Land-
wirt im Einspruchsverfahren gegen den Bescheid für 2007 
wieder zurück zur Bilanzierung. Das Finanzamt erkannte 
den Wechsel der Gewinnermittlungsart nicht an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hier-
gegen gerichtete Klage ab: 

 Der Landwirt konnte nach dem Wechsel von der Bilanzie-
rung zur Einnahmen-Überschussrechnung nicht erneut im 
selben Wirtschaftsjahr zur Bilanzierung zurückwechseln. 
Denn er hatte für das Jahr 2007 wirksam von der Bilanzie-
rung zur Einnahmen-Überschussrechnung gewechselt, 
indem er diese zusammen mit seiner Einkommensteuer-
erklärung beim Finanzamt eingereicht hat. Diesen Wech-
sel konnte er nun weder widerrufen noch erneut zur Bi-
lanzierung zurückwechseln. Vielmehr ist er für drei Jahre 
an die Bilanzierung gebunden. 

 Unbeachtlich war, dass er sich über die steuerlichen Fol-
gen seines Wechsels geirrt und nicht bedacht hatte, dass 
eine Teilwertabschreibung bei der Einnahmen-
Überschussrechnung nicht möglich ist. 

 Es half dem Kläger auch nicht, dass der Bescheid für 
2007 noch nicht bestandskräftig war. Zwar können Wahl-
rechte grundsätzlich bis zur Bestandskraft eines Be-
scheids ausgeübt werden, also auch noch im Einspruchs-
verfahren. Dies gilt aber nicht für die doppelte bzw. erneu-
te Ausübung eines Wahlrechts für dasselbe Jahr. 

 Ein erneuter Wechsel wäre nur dann zulässig gewesen, 
wenn sich die wirtschaftlichen Verhältnisse in der Zwi-
schenzeit geändert hätten und der Landwirt einen ver-
nünftigen wirtschaftlichen Grund für den erneuten Wech-
sel der Gewinnermittlung dargelegt hätte. 

Hinweise: Das Urteil macht deutlich, dass der Wechsel zu 
einer anderen Gewinnermittlungsart grundsätzlich für drei 
Jahre bindet. Man darf also nicht darauf vertrauen, dass 
man nach Abgabe der Steuererklärung noch zur ursprüng-
lichen Gewinnermittlungsart zurückkehren kann. Deshalb 
sollte der Wechsel zu einer anderen Gewinnermittlungsart 
vor der Abgabe der Gewinnermittlung beim Finanzamt 
sorgfältig geprüft werden. 
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Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Meisterbonus und Werbungskosten 
Aufwendungen für die Meisterprüfung sind als Fortbil-
dungskosten absetzbar. Die Aufwendungen sind nicht um 
einen vom Staat gewährten Meisterbonus zu kürzen. 

Hintergrund: Der Freistaat Bayern gewährt den Absolven-
ten einer Meisterprüfung einen als Meisterbonus bezeich-
neten Zuschuss von 1.000 €. 

Sachverhalt: Der Kläger war Gärtner und absolvierte 2014 
seine Meisterprüfung. Er erhielt vom Freistaat Bayern einen 
Meisterbonus von 1.000 €. Der Kläger machte Fortbil-
dungskosten für die Meisterprüfung von ca. 2.400 € steuer-
lich geltend. Das Finanzamt kürzte den Werbungskosten-
abzug um 1.000 € auf 1.400 € wegen des Meisterbonus. 

Entscheidung: Das FG München gab der Klage statt: 

 Die Aufwendungen für die Meisterprüfung sind als Wer-
bungskosten absetzbar. Zwar können Kosten für eine 
erstmalige Ausbildung nicht abgesetzt werden. Die Meis-
terprüfung ist aber keine Erstausbildung, sondern eine 
Fortbildung in einem bereits ausgeübten Beruf. 

 Die Fortbildungskosten sind nicht um den Meisterbonus 
zu kürzen. Denn bei dem Bonus handelt es sich um einen 
Zuschuss, der keiner der sieben Einkunftsarten zugeord-
net werden kann. Er ist daher nicht einkommensteuerbar. 

Hinweise: Die bayerische Finanzverwaltung hat das Urteil 
bereits akzeptiert und wird aus der Gewährung des Meis-
terbonus in der Zukunft keine nachteiligen steuerlichen 
Folgen mehr ziehen. Das Urteil dürfte auch für andere 
Länder interessant sein, in denen ein Meisterbonus bereits 
heute (z. B. Sachsen sowie Mecklenburg-Vorpommern) 
bzw. in Kürze (Rheinland-Pfalz) gewährt wird. 

Vermieter 

Ortsübliche Marktmiete einer Wohnung 
Ob eine mit einem nahen Angehörigen vereinbarte Miete 
ortsüblich ist, richtet sich nach der ortsüblichen Warmmiete 
und nicht nach der ortsüblichen Kaltmiete. Beträgt die ver-

einbarte Warmmiete weniger als 66 % der ortsüblichen 
Warmmiete, wird ein Verlust aus Vermietung und Verpach-
tung nur teilweise anerkannt. 

Hintergrund: Bei Mietverträgen mit nahen Angehörigen ist 
zu prüfen, ob der Mietvertrag einem sog. Fremdvergleich 
standhält und insbesondere die vereinbarte Miete fremdüb-
lich ist. Der Gesetzgeber fordert insoweit aber nur eine 
Miethöhe von mindestens 66 % der ortsüblichen Miete. 
Beträgt die vereinbarte Miete weniger als 66 % der ortsüb-
lichen Marktmiete, so ist die Vermietung in einen entgeltli-
chen und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen; der aus 
der unentgeltlichen Vermietung resultierende Verlust wird 
dann nicht anerkannt. 

Streitfall: Der Kläger vermietete eine Wohnung an seine 
Mutter und vereinbarte eine Kaltmiete von ca. 2.900 € jähr-
lich sowie Betriebskosten von ca. 1.800 €. Das Finanzamt 
ging von einer ortsüblichen Kaltmiete von ca. 4.600 € aus, 
so dass die vereinbarte Miete nur 63 % der ortsüblichen 
Miete betrug (2.900 : 4.600). Es erkannte daher einen Teil 
des geltend gemachten Verlustes nicht an. Das Finanzge-
richt (FG) wies die Klage ab, und der Fall kam zum Bun-
desfinanzhof (BFH). 

Entscheidung: Der BFH hob das Urteil des FG auf und 
verwies die Sache an das FG zurück: 

 Bei der ortsüblichen Miete handelt es sich um die ortsübli-
che Kaltmiete zuzüglich der umlagefähigen Betriebskos-
ten, d. h. es handelt sich um die Warmmiete. Das FG hat 
vorliegend jedoch nur die ortsübliche Kaltmiete zu Grunde 
gelegt. 

 Das FG muss nun die ortsübliche Warmmiete (Kaltmiete 
zuzüglich der umlagefähigen Betriebskosten) ermitteln 
und diesem Betrag die vereinbarte Warmmiete gegen-
überstellen. Erreicht die vereinbarte Warmmiete die ge-
setzliche Grenze von 66 % der ortsüblichen Warmmiete, 
ist der Verlust steuerlich anzuerkennen. 

Hinweise: Bei der Ermittlung der ortsüblichen Warmmiete 
müssen Wohnungen vergleichbarer Art, Lage und Ausstat-
tung herangezogen werden. Im Übrigen muss auch geprüft 
werden, ob der Mietvertrag tatsächlich durchgeführt wurde 
und insbesondere die Miete gezahlt und die Betriebskosten 
abgerechnet und gezahlt wurden. 

 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im November 2016 

10. 11. 2016 Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
Zahlungsschonfrist bis zum 14. 11. 2016 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

15. 11. 2016 Gewerbesteuer, Grundsteuer 
Zahlungsschonfrist bis zum 18. 11. 2016 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

28. 11. 2016 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 28. 11. 2016  
Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 24. 11. 2016 

   


